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TOP Steuerberater 2021
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOCUS MONEY in 
der Ausgabe 24/2021 wiederholt als eine 
der führenden großen Steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. In einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
100.000 Steuerexperten zu den Themen 
Qualifikation, Spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 
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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerinformationen für Juli 2021
Der Bundesfinanzhof hat eine Klage  
eines Steuerpflichtigen (Rentenbezug  
seit 2007) wegen einer Doppelbesteue-
rung der Renten abgewiesen. 

Nach der Entscheidung dürften aller- 
dings spätere Rentenjahrgänge von einer 
doppelten Besteuerung betroffen sein. 

Das Bundesfinanzministerium hat  
bereits angekündigt, sich nach der 
Bundestagswahl mit etwaigen Änderun-
gen zu beschäftigen. Darüber hinaus ist 
in diesem Monat auf folgende Aspekte 
hinzuweisen: 

Für international agierende umsatzsteuer
liche Unternehmer treten zum 1.7.2021 
umfangreiche Änderungen im Bereich 
des E-Commerce in Kraft. Zu beachten 
sind hier auch die Neuregelungen zum 
Fernverkauf (bisher Versandhandel).

Wegen der Coronapandemie bestehen 
Probleme bei der Saisonbeschäftigung 
(insbesondere in der Landwirtschaft).

Daher wurde die zulässige Dauer  
einer kurzfristigen Beschäftigung für  
den Zeitraum vom 1.3.2021 bis zum 
31.10.2021 auf eine Höchstdauer von  
vier Monaten oder 102 Arbeitstagen 
ausgeweitet.

Mit der Corona-Prämie können Steuern 
und Sozialversicherungsbeiträge ge- 
spart werden. Aktuell wurde die Zahlungs
frist erneut verlängert – und zwar vom 
30.6.2021 bis zum 31.3.2022.

Diese und weitere interessante  
Informationen finden Sie in der Ausgabe 
für Juli 2021. 

Viel Spaß beim Lesen!

An 
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, RAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg



E-H-K Rundschreiben 07 / 2021 2

[Fortsetzung auf Seite 3]

Für alle Steuerpflichtigen

Grundsatzurteile zur Doppelbesteuerung der Renten:  
Bundesfinanzministerium kündigt Änderungen an
Der Bundesfinanzhof hat am 19.5.2021 zwei 
Klagen zur Doppelbesteuerung der Renten 
als unbegründet abgewiesen. 

Allerdings ergibt sich auf der Grundlage  
der Berechnungsvorgaben des Bundes
finanzhofs, dass spätere Rentenjahrgänge 
von einer doppelten Besteuerung betroffen 
sein dürften. Das Bundesfinanzministerium 
hat bereits angekündigt, sich nach der 
Bundestagswahl mit etwaigen Änderungen 
zu beschäftigen. 

Vorbemerkungen

Ursprünglich mussten Rentenbeiträge  
aus dem bereits versteuerten Einkommen 
abgeführt werden, während die Renten
bezüge später steuerfrei waren. 

Die Versteuerung war also vorgelagert. 
Beamtenpensionen mussten dagegen  
voll versteuert werden. Dies bewertete  
das Bundesverfassungsgericht 2002 als  
unzulässige Ungleichbehandlung. 

Daraufhin entschied der Gesetzgeber, ab 
2005 schrittweise auf eine nachgelagerte 
Besteuerung umzustellen – und zwar 
sowohl für die Besteuerungsseite als auch 
für die Beitragsseite:

Schrittweise bis 2025 sind immer größere 
Anteile der Rentenbeiträge von der Steuer 
absetzbar (in 2021 sind es 92 %). Ab 2025 
sind dann sämtliche Altersvorsorgeauf
wendungen ungekürzt als Sonderausgaben 
abziehbar.

Bezieht ein Rentner seit 2005 oder früher 
eine Rente aus der gesetzlichen Renten
versicherung, beträgt der Besteuerungs
anteil 50 %. Für jeden neu hinzukommenden 
Rentenjahrgang erhöht sich der Prozent- 
satz um jährlich 2 % (ab 2021 um 1 %), 
sodass der Besteuerungsanteil ab 2040 
dann 100 % beträgt.

Merke: Für Rentner, die bis 2039 erstmals 
Rente erhalten, wird ein Freibetrag ermit-
telt. Dieser bleibt grundsätzlich für die 
gesamte Laufzeit der Rente unverändert.

Sachverhalt (Az. X R 33/19)

Ein Steuerpflichtiger war während seiner 
aktiven Erwerbstätigkeit überwiegend 
selbstständig tätig. Antragsgemäß war  
er in der gesetzlichen Rentenversicherung 
versicherungspflichtig. Seine Rentenbei
träge zahlte er größtenteils aus eigenem 
Einkommen. Seit 2007 erhält der Steuer-
pflichtige eine Altersrente.  

Das Finanzamt hatte im Streitjahr 2008 – 
entsprechend der gesetzlichen Übergangs-
regelung – 46 % der Rente als steuerfrei 
behandelt und die verbleibenden 54 % der 
Einkommensteuer unterworfen. Der Steuer-
pflichtige legte eine eigene Berechnung vor, 
wonach er rechnerisch deutlich mehr als  
46 % seiner Rentenversicherungsbeiträge 
aus seinem bereits versteuerten Einkom-
men geleistet hat. Nach seiner Auffassung 
liegt deshalb eine verfassungswidrige 
doppelte Besteuerung von Teilen seiner 
Rente vor. Dies sah der Bundesfinanzhof 
jedoch anders.

Eine doppelte Besteuerung wird ver- 
mieden, wenn die Summe der voraussicht-
lich steuerfrei bleibenden Rentenzuflüsse 
mindestens ebenso hoch ist wie die Summe 
der aus dem bereits versteuerten Einkom-
men aufgebrachten Rentenversicherungs-
beiträge. Angesichts des noch recht hohen 
Rentenfreibetrags von 46 % der Renten
bezüge des Steuerpflichtigen ergab sich 
nach Ansicht des Bundesfinanzhofs keine 
doppelte Besteuerung. 

Die zwischen der früheren Beitragszahlung 
und dem heutigen bzw. künftigen Renten
bezug eintretende Geldentwertung ist bei 

der Berechnung nicht zu berücksichtigen. 
Für eine solche Abweichung vom Nominal-
wertprinzip sah der Bundesfinanzhof keine 
Grundlage. Infolgedessen können Wertstei-
gerungen der Renten – unabhängig davon, 
ob sie inflationsbedingt sind oder eine reale 
Erhöhung darstellen – besteuert werden. 
Für die Ermittlung einer etwaigen doppelten 
Besteuerung von Renten hat der Bundes
finanzhof nun erstmals konkrete Berech-
nungsparameter festgelegt. Dabei hat er 
klargestellt, dass zum steuerfreien Renten-
bezug nicht nur die jährlichen Rentenfrei
beträge des Rentenbeziehers, sondern auch 
die eines etwaig länger lebenden Ehegatten 
aus dessen Hinterbliebenenrente zu rech-
nen sind.

Merke: Alle anderen Beträge, die die Finanz-
verwaltung ebenfalls als „steuerfreien 
Rentenbezug“ in die Vergleichsrechnung 
einbeziehen möchte, bleiben allerdings 
unberücksichtigt. Damit bleibt insbesondere 
auch der Grundfreibetrag (9.744 EUR in 
2021), der das steuerliche Existenzminimum 
jedes Steuerpflichtigen sichern soll, bei  
der Berechnung des „steuerfreien Renten-
bezugs“ unberücksichtigt.

Beachten Sie: Auch für die Ermittlung des 
aus versteuertem Einkommen aufgebrach-
ten Teils der Rentenversicherungsbeiträge 
hat der Bundesfinanzhof konkrete Berech-
nungsparameter formuliert.

Für spätere Rentenjahrgänge, für die der 
Rentenfreibetrag nach der gesetzlichen 
Übergangsregelung immer weiter abge-
schmolzen wird, zeichnet sich für den 
Bundesfinanzhof eine Doppelbesteuerung 
ab. Denn auch diese Rentenjahrgänge 
haben erhebliche Teile ihrer Rentenbeiträge 
aus versteuertem Einkommen geleistet.

Für alle Steuerpflichtigen

Grunderwerbsteuer:  
Eindämmung von Share Deals endlich beschlossen
Das Gesetzgebungsverfahren zur Ein
dämmung der Share Deals, mit denen 
Immobilieninvestoren bislang die Grund
erwerbsteuer umgehen konnten, ist endlich 
abgeschlossen (ursprünglich sollte das 
Gesetz bis November 2019 in „trockenen 
Tüchern“ sein). Die Änderungen gelten  
ab 1.7.2021.

Die bisherige Rechtslage: Kaufen Immobi
lieninvestoren statt einer Immobilie Anteile 
an der Firma, die Eigentümerin der Immo
bilie ist, bleiben diese Share Deals grund
erwerbsteuerfrei, solange Investoren weniger 
als 95 % der Unternehmensanteile kaufen. 

Das Problem für den Fiskus: Oft überneh-
men Co-Investoren die restlichen Anteile. 
Nach einer Wartezeit von fünf Jahren 
können beide die Anteile steuerfrei vereinen.

Um dieses Prozedere einzudämmen, wur-
den nun u. a. folgende Punkte im Grund
erwerbsteuergesetz (GrEStG) geändert: 

·� �Die Beteiligungsgrenze wurde von 95 %  
auf 90 % gesenkt.

·� �Einführung eines neuen Ergänzungstat
bestands zur Erfassung von Anteilseigner-
wechseln in Höhe von mindestens 90 %  
bei Kapitalgesellschaften.

·� �Die Haltefrist der Anteile wurde von fünf 
auf zehn Jahre erhöht.

·� �Anwendung der Ersatzbemessungsgrund-
lage auf Grundstücksverkäufe im Rück
wirkungszeitraum von Umwandlungsfällen.

·� �Verlängerung der Vorbehaltsfrist in § 6 
GrEStG auf 15 Jahre.

Quelle: Gesetz zur Änderung des Grunder-
werbsteuergesetzes vom 12.5.2021, BGBl I 
2021, S. 986; Bundesrat, Top 5 „Bundesrat 
stimmt Maßnahmen gegen Share Deals zu“, 
Stand: 17.5.2021
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Anmerkung: Es ist zwar positiv, dass der 
Bundesfinanzhof erstmals konkrete Be
rechnungsparameter festgelegt hat. 

Allerdings liegt hier auch das Problem: 
Denn es muss erst aufwendig gerechnet 
werden. Das Bundesfinanzministerium  
hat bereits angekündigt, sich nach der 
Bundestagswahl mit etwaigen Änderungen 
zu beschäftigen. 

Entscheidung zu privaten Renten

Nach einer weiteren Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs vom 19.5.2021 kann es 

bei Renten aus privaten Kapitalanlage
produkten außerhalb der Basisversorgung,  
die – anders als gesetzliche Altersrenten – 
lediglich mit dem jeweiligen Ertragsanteil 
besteuert werden, systembedingt keine 
Doppelbesteuerung geben.

Der gesetzlich festgelegte Ertragsanteil 
typisiert in zulässiger Weise die Verzinsung 
der Kapitalrückzahlung für die gesamte 
Dauer des Rentenbezugs. 

Diese Art der Besteuerung verlangt nicht, 
dass die Beitragszahlungen in der Anspar-
phase steuerfrei gestellt werden.

Zudem stellte der Bundesfinanzhof Folgen-
des heraus: Die gesetzliche Öffnungsklau-

sel, die bei überobligatorisch hohen Ein
zahlungen in ein Altersvorsorgesystem  
der Gefahr einer doppelten Besteuerung  
von Renten vorbeugen soll, ist nach  
dem eindeutigen Gesetzeswortlaut nur  
auf Antrag des Steuerpflichtigen an- 
wendbar.

Quelle: BFH-Urteil vom 19.5.2021,  
Az. X R 33/19, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 222650, BFH,  
PM Nr. 19/2021 vom 31.5.2021;  
BFH-Urteil vom 19.5.2021, Az. X R 20/19, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 222652, BFH, 
PM Nr. 20/2021 vom 31.5.2021

Für alle Steuerpflichtigen

Grundsteuerreform:  
Nordrhein-Westfalen will das Bundesmodell anwenden
Nordrhein-Westfalen will von der Öffnungs-
klausel bei der Grundsteuerreform keinen 
Gebrauch machen. Damit wird das Bundes-
modell – wie in vielen weiteren Bundeslän-
dern – auch für Nordrhein-Westfalen gelten. 

Hintergrund

Weil die Ermittlung der Grundsteuer verfas-
sungswidrig ist, musste der Gesetzgeber die 
Grundsteuer reformieren. Ab 2025 wird die 
Grundsteuer durch die Kommunen dann  
nach neuen Regeln erhoben. Die erste Haupt
feststellung (Feststellung der neuen Grund-
stückswerte nach neuem Recht) erfolgt 
bereits auf den Stichtag 1.1.2022.

Neu ist insbesondere, dass die Grundstücke 
nach einem wertabhängigen Modell bewer- 
tet werden, wobei es vor allem auf folgende 
Faktoren ankommt: Wert des Bodens 
(Bodenrichtwert), Höhe der statistisch 
ermittelten Nettokaltmiete, Grundstücksflä-

che, Immobilienart und Alter des Gebäudes.

Beachten Sie: Nach der Grundgesetzände-
rung haben die Bundesländer die Möglich-
keit, vom Bundesrecht (Bundesmodell) 
abweichende Regelungen zu treffen (soge-
nannte Öffnungsklausel).

Umsetzung in Nordrhein-Westfalen

Lutz Lienenkämper (Minister der Finanzen  
in Nordrhein-Westfalen) hat u. a. Folgendes 
angekündigt: „Wir werden […] die betroffenen 
Eigentümerinnen und Eigentümer intensiv 
bei ihrer Steuererklärung unterstützen. Dazu 
werden wir rechtzeitig vor Abgabe der 
Steuererklärung alle Informationen indivi
duell zur Verfügung stellen, die bei uns 
verfügbar sind. 

[…] Zusätzlich wird es eine hilfreiche Zusam-
menstellung der in den Katasterämtern und 
bei den Gutachterausschüssen verfügbaren 
Daten auf einer dafür besonders weiterent

wickelten und auf die Anforderungen der 
Grundsteuererklärung speziell angepassten 
Online-Plattform geben.“

Von den Eigentümern wird man, so das 
Finanzministerium Nordrhein-Westfalen, nur 
relativ wenige Angaben benötigen, wie z. B. 
bei Wohngrundstücken die Grundstücks
fläche, den Bodenrichtwert, die Wohnfläche 
und das Baujahr. 

Zudem werden im letzten Schritt der Um
setzung sämtliche Kommunen über den 
jeweiligen Hebesatz informiert, der zur 
Aufkommensneutralität in der jeweiligen 
Kommune führt. 

Denn das Gesamtaufkommen der Grund
steuer soll sich nach den Vorstellungen des 
Gesetzgebers nicht verändern.

Quelle: FinMin NRW, Mitteilung vom 6.5.2021, 
„Grundsteuer: Bundesmodell  
gilt für Nordrhein-Westfalen“

Für Kapitalanleger

Rückabwicklung eines Baukredits/Darlehens:  
Sind Vergleichsbeträge steuerpflichtig?
Werden Darlehen oder Kredite rückabge
wickelt, kommt es bei einem Vergleich oft  
zu Zahlungen der Bank. Hier stellt sich  
die Frage, ob es sich um steuerpflichtige 
Kapitalerträge handelt. Mehrere Entschei-
dungen der Finanzgerichte befassen sich  
nun mit dieser Thematik – und kommen zu 
unterschiedlichen Ergebnissen. 

Die unterschiedlichen Sichtweisen werden 
anhand von zwei Urteilen auszugsweise 
vorgestellt.

Wird von der Bank nach Widerruf der dem 
Kreditverhältnis zugrunde liegenden Willens-
erklärung des Darlehensnehmers ein Ver-
gleichsbetrag als Ersatz für Nutzungsvor- 
teile geleistet, die die Bank aus laufenden 
Zins- und Tilgungszahlungen gezogen hat 

(Nutzungsersatz), ist dies steuerpflichtig.  
So hat es das Finanzgericht Köln in 2020 
entschieden. Die Vergleichssumme ist nicht 
in einen Nutzungsersatz und eine nicht 
steuerbare Rückzahlung überhöhter Zinsen 
aufzuteilen, sofern in dem Zivilrechtsstreit 
ausschließlich Nutzungsersatz eingeklagt 
wurde und nicht auch die Rückgewähr von 
Zinszahlungen. 

Eine andere Sicht hat das  
Finanzgericht Baden-Württemberg: 

Im Streitfall ging es um Ansprüche des 
Darlehensnehmers aus einem von ihm 
widerrufenen Darlehensvertrag, die das 
Finanzamt als Kapitalertrag behandelt hatte. 
Den in der Darlehensabrechnung berück
sichtigten Anspruch des Steuerpflichtigen  

auf Nutzungsersatz (18.979,54 EUR) sah das 
Finanzgericht nicht als Kapitalertrag i. S. des 
§ 20 Abs. 1 Nr. 7 Einkommensteuergesetz an.  
Das Darlehensverhältnis und die Rückab-
wicklung sind als eine Einheit zu betrachten, 
sodass die Rückabwicklung zu einer Redu
zierung der Zinslast des Darlehensnehmers 
führt.

Praxistipp: Wegen der anhängigen Revisions-
verfahren können geeignete Fälle mit einem 
Einspruch vorerst offengehalten werden.

Quelle: FG Köln, Urteil vom 15.12.2020,  
Az. 5 K 2552/19, Rev. BFH: Az. VIII R 7/21, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 222174; FG 
Baden-Württemberg, Urteil vom 8.12.2020, 
Az. 8 K 1516/18, Rev. BFH: Az. VIII R 5/21, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 221052

[Fortsetzung von Seite 2]
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Für unternehmer

Umsatzsteuer:  
Der neue Fernverkauf  
ab 1.7.2021
Mit der Umsetzung des Digitalpakets gel- 
ten ab dem 1.7.2021 viele Änderungen im 
Bereich des E-Commerce. Zu beachten  
sind auch die neuen Fernverkaufsregeln.

Nach § 3c Umsatzsteuergesetz (UStG) liegt 
ein Fernverkauf (bisher Versandhandel) ab 
dem 1.7.2021 vor, wenn ein Gegenstand an 
einen Nichtunternehmer verkauft wird, der 
Gegenstand entweder grenzüberschreitend 
innerhalb der EU (innergemeinschaftlicher 
Fernverkauf) oder aus dem Drittland in 
einen Mitgliedstaat der EU (Fernverkauf aus 
dem Drittland) transportiert wird und der 
Lieferant den Warentransport veranlasst.

Der innergemeinschaftliche Fernverkauf  
gilt in dem Mitgliedstaat als ausgeführt, in 
dem sich der Gegenstand bei Beendigung 
des Transports befindet. Voraussetzung:  
Der Lieferant hat die Lieferschwelle von 
10.000 EUR im vorangegangenen oder im 
laufenden Jahr überschritten bzw. er hat  
auf deren Anwendung verzichtet. Die bis
herigen länderspezifischen Lieferschwellen 
wurden gestrichen.

Beispiel

Ein deutscher Händler für Damenmoden 
verkauft ein Sommerkleid an eine Privatper-
son in den Niederlanden. Die Lieferschwelle 
von 10.000 EUR pro Jahr wurde überschritten.

Der Ort der Lieferung liegt in den Nieder
landen, da der Händler die Lieferschwelle 
überschreitet. Es ist mit niederländischer 
Umsatzsteuer abzurechnen.

Abwandlung: Hat der Händler weder die 
Lieferschwelle überschritten noch auf deren 
Anwendung verzichtet, liegt der Ort der 
Lieferung am Transportbeginn in Deutsch-
land, sodass mit deutscher Umsatzsteuer  
zu fakturieren ist.  

Das neue OSS-Verfahren weitet die Anwen-
dung des Mini-One-Stop-Shop (MOSS)-Ver-
fahrens aus. Es kann auch für Fernverkäufe 
genutzt werden, sodass sich die Lieferanten 
nicht in allen Mitgliedstaaten für umsatz-
steuerliche Zwecke registrieren müssen. 

Praxistipp: Zu den umsatzsteuerlichen 
Änderungen hat das Bundesfinanzministe
rium mit zwei Schreiben Stellung bezogen 
(„Umsetzung der zweiten Stufe des Mehr-
wertsteuer-Digitalpakets zum 1.4.2021 bzw. 
1.7.2021“ und „Haftung für Umsatzsteuer 
beim Handel mit Waren im Internet“). 

Quelle: Jahressteuergesetz 2020, BGBl I 
2020, S. 3096; BMF-Schreiben vom 1.4.2021, 
Az. III C 3 - S 7340/19/10003 :022,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 221875;  
BMF-Schreiben vom 20.4.2021,  
Az. III C 5 - S 7420/19/10002 :013,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 222514

Für arbeitgeber

Befristete Anhebung der Zeitgrenzen  
für kurzfristige Beschäftigungen
Eine (sozialversicherungsfreie) kurzfristige 
Beschäftigung setzt nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 
Sozialgesetzbuch (SGB) IV u. a. voraus, dass 
die Beschäftigung innerhalb eines Kalender-
jahrs auf längstens drei Monate oder 70 
Arbeitstage begrenzt ist. Vom 1.3.2020 bis 
zum 31.10.2020 wurden die Zeitgrenzen 
bereits auf fünf Monate oder 115 Arbeits- 
tage angehoben. Und auch in 2021 gibt es 
nun eine befristete Anhebung.

Wegen der Coronapandemie bestehen 
Probleme bei der Saisonbeschäftigung 
(insbesondere in der Landwirtschaft).  
Daher wurde die zulässige Dauer der 
kurzfristigen Beschäftigung für den Zeit-
raum vom 1.3.2021 bis zum 31.10.2021 auf 
eine Höchstdauer von vier Monaten oder 

102 Arbeitstagen ausgeweitet. 

Merke: Aus Gründen des Bestandsschutzes 
gilt die Ausweitung der Zeitgrenzen nicht  
für solche Beschäftigungsverhältnisse, die 
vor dem 1.6.2021 begonnen wurden. Diese 
Beschäftigungen sind nur dann als kurz
fristig zu melden, wenn die Beschäftigung 

bis längstens drei Monate bzw. 70 Arbeits
tage im Kalenderjahr befristet ist und bei 
einem Entgelt von mehr als 450 EUR im 
Monat nicht berufsmäßig ausgeübt wird.

Arbeitgeber haben nicht immer Kenntnis 
darüber, ob der kurzfristig Beschäftigte im 
Kalenderjahr bereits eine weitere kurz
fristige Beschäftigung ausübt oder ausgeübt 
hat. In diesen Fällen kann er nicht sicher 
beurteilen, ob die Zeitgrenzen eingehalten 
wurden bzw. wann diese überschritten sind. 

Ab 1.1.2022 gilt nun Folgendes: Bei An
meldung eines geringfügigen Beschäftigten 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV hat die Ein
zugsstelle dem Meldepflichtigen unverzüg-
lich auf elektronischem Weg mitzuteilen,  
ob zum Zeitpunkt der Anmeldung für den 
Beschäftigten weitere geringfügige Be
schäftigungen nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV 
bestehen oder in dem vorausgehenden 
Zeitraum im Kalenderjahr bestanden  
haben.

Quelle: Viertes Gesetz zur Änderung des 
Seefischereigesetzes, BGBl I 2021, S. 1170

Für arbeitgeber

Kostenlose Online-Weiterbildung als Arbeitslohn?
Durch die Coronapandemie kommt es 
vermehrt zur Wahrnehmung von Online- 
Formaten im Seminarbereich. Für die 
Beurteilung von Online-Weiterbildungen  
als Arbeitslohn hat die Oberfinanzdirektion 
Frankfurt nun Stellung bezogen.

Die Einräumung eines unentgeltlichen 
Nutzungsrechts durch den Arbeitgeber für 
nicht arbeitsplatzbezogene Online-Weiter
bildungsmaßnahmen stellt beim Arbeitneh-
mer Arbeitslohn dar. Weiterbildungsleistun-
gen sind aber nach § 3 Nr. 19 Einkommen- 
steuergesetz steuerfrei, wenn sie der 

Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit 
des Arbeitnehmers dienen. Hierzu müssen  
durch die Bildungsmaßnahme Kenntnisse 
bzw. Fertigkeiten vermittelt werden, die  
ganz allgemein der Berufstätigkeit förder- 
lich sein können.

Beachten Sie: Das Format der Weiterbil-
dungsmaßnahme ist unerheblich. Deshalb 
können sowohl Video-Schulungen als auch 
eLearning-Angebote ohne einen Dozenten 
begünstigt sein.

Quelle: OFD Frankfurt, Verfügung vom 
25.2.2021, Az. S 2342 A - 89 - St 210

Für arbeitgeber

Steuerfreie Corona-Prämie bis 31.3.2022 verlängert
Mit der Corona-Prämie (§ 3 Nr. 11a Ein
kommensteuergesetz (EStG)) können 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
gespart werden. Aktuell hat der Gesetz- 
geber die Zahlungsfrist erneut verlängert 
– und zwar bis zum 31.3.2022.

Nach § 3 Nr. 11a EStG sind steuerfrei: 
„zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn vom Arbeitgeber in der Zeit  
vom 1.3.2020 bis zum 30.6.2021 aufgrund  
der Coronakrise an seine Arbeitnehmer in 
Form von Zuschüssen und Sachbezügen 
gewährte Beihilfen und Unterstützungen  
bis zu einem Betrag von 1.500 EUR.“

Durch das Jahressteuergesetz 2020 wurde 
die Befristung der Corona-Prämie bereits 
vom 31.12.2020 bis zum 30.6.2021 verlängert. 
Nunmehr erfolgte durch das Abzugsteuer
entlastungsmodernisierungsgesetz eine 
erneute Verlängerung bis zum 31.3.2022. 

Merke: Der Höchstbetrag je Arbeitnehmer 
wurde nicht geändert. Die Fristverlängerung 
bewirkt also nicht, dass z. B. im ersten Quartal 
2022 nochmals 1.500 EUR steuerfrei zusätz-
lich zu einem z. B. in 2021 gezahlten Betrag 
von 1.500 EUR gezahlt werden können. 

Quelle: Abzugsteuerentlastungsmoder
nisierungsgesetz, BR-Drs. 353/21 (B)  
vom 28.5.2021
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Arbeitsrecht

Kündigungsschutzklage: Erst die Abmahnung, dann die Kündigung
Ein Arbeitgeber muss regelmäßig erst 
einmal abmahnen, bevor er das Arbeits
verhältnis fristlos kündigen kann. Dies gilt 
insbesondere, wenn der betroffene Arbeit-
nehmer nur einmal unentschuldigt gefehlt 
hat und zwar auch, wenn dies bereits am 
dritten Arbeitstag passiert. Zu diesem 
Ergebnis kam jetzt das Landesarbeits
gericht (LAG) Schleswig-Holstein.

Das war geschehen

Der Arbeitgeber hatte die Arbeitnehmerin 
zum 1.8.2019 eingestellt. Nachdem sie am  
1. und 2.8. vor dem Wochenende gearbeitet 
hatte, blieb sie am 5. und 6.8. vereinbarungs-
gemäß zwecks Kindergarten-Eingewöhnung 
ihres Sohnes der Arbeit fern. Mit Schreiben 
vom 5.8. kündigte der Arbeitgeber das 
Arbeitsverhältnis zum 12.8.2019. Am 7.8. 
fehlte die Arbeitnehmerin unentschuldigt. 
Für den 8. und 9.8. liegen Arbeitsunfähig-
keits-Bescheinigungen vor. Mit E-Mail vom 

8.8. kündigte der Arbeitgeber das Arbeits
verhältnis fristlos. Die Kündigung ging der 
Arbeitnehmerin am 9.8. schriftlich zu.

Kündigungsschutzklage

Mit ihrer Kündigungsschutzklage wandte 
sich die Arbeitnehmerin nur noch gegen die 
zweite, fristlose Kündigung und verlangte, 
die gesetzliche Kündigungsfrist hinsicht- 
lich der ersten Kündigung einzuhalten. Der 
Arbeitgeber hielt die fristlose Kündigung für 
wirksam. Die Arbeitnehmerin habe gerade 
einmal zwei Tage gearbeitet und dann 
unentschuldigt gefehlt. Es handele sich um 
ein „gescheitertes Arbeitsverhältnis“. Hier 
sei eine Abmahnung entbehrlich gewesen.

Fristlose Kündigung unwirksam

Das LAG hielt die außerordentliche fristlose 
Kündigung für unwirksam. Eine vorherige 
Abmahnung sei notwendig. Es gebe keine 
Anhaltspunkte dafür, dass die Arbeitneh-

merin trotz Kündigungsandrohung der 
Arbeit weiter unentschuldigt ferngeblieben 
wäre. Ihre Pflichtverletzung sei auch nicht 
derart schwerwiegend, dass eine Abmah-
nung ausnahmsweise entbehrlich gewesen 
wäre. Anders als der Arbeitgeber meint, 
müsse er die zweiwöchige gesetzliche 
Kündigungsfrist in der Probezeit einhalten. 
Die kürzere Frist im Arbeitsvertrag sei 
unwirksam. Es sei nicht gleichheitswidrig, 
wenn lediglich den Tarifvertragsparteien  
die Möglichkeit der Vereinbarung kürzerer 
Kündigungsfristen zustehe. Deren Verhand-
lungsparität führe zu einer angemessenen 
Berücksichtigung der Interessen von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Eine ver-
gleichbare Parität bestehe zwischen den 
Parteien des Individualarbeitsvertrags nicht.

Quelle: LAG Schleswig-Holstein,  
Urteil vom 3.6.2020, 1 Sa 72/20,  
Abruf-Nr. 218577 unter www.iww.de

familien- und Erbrecht

Interessenkonflikt: Erbeinsetzung eines Betreuers kann sittenwidrig sein
Setzt ein Hilfsbedürftiger kurz nach Beginn 
der Betreuung seine Betreuerin als Erbin 
ein, kann das Testament wegen Sitten
widrigkeit nichtig sein. So hat es jetzt das 
Oberlandesgericht (OLG Celle) entschieden.

Das war geschehen

Im Dezember 2004 erlitt ein damals  
85-jähriger Mann einen schweren Schlag-
anfall. Neben einer Halbseitenlähmung 
hatte er erhebliche psychische Ausfaller-
scheinungen. Er war nicht orientiert, 
wusste nicht, dass er sich im Kranken- 
haus befand und musste zeitweise fixiert 
werden. Da er deshalb nicht in der Lage 
war, seine Angelegenheiten selbst zu 
besorgen, richtete das Amtsgericht (AG) 

Anfang Januar 2005 eine sog. rechtliche 
Betreuung ein und bestellte eine Berufs
betreuerin zur Betreuerin des Mannes,  
der keine Angehörigen hatte. Diese hatte 
u.a. die Aufgabe, die Gesundheits- und 
Vermögensangelegenheiten des Mannes  
in seinem Interesse zu regeln.

Anfang April 2005 zog der Mann aus dem 
Krankenhaus in eine Pflegeeinrichtung.  
Am 4. Mai 2005 setzte er die Betreuerin 
sowie eine weitere Person, die ihm von  
der Betreuerin für verschiedene Dienst
leistungen wie Einkäufe und Spaziergänge 
vermittelt worden war, zu seinen Erben 
sein. Dieses Testament wurde im Beisein 
der Betreuerin von einer Notarin aufge-
nommen. Der Wert des Vermögens des 

Mannes war dort mit 350.000 Euro ange
geben. Die Betreuerin verheimlichte diese 
Erbeinsetzung gegenüber dem AG, das die 
Betreuung im Dezember 2005 auf der 
Grundlage eines fachärztlichen Gutachtens 
und nach eigener Anhörung des Mannes 
verlängerte. Der Mann starb im April 2012. 
Die Betreuerin und die als weiterer Erbe 
eingesetzte Person teilten das Guthaben 
des Erblassers unter sich auf.

So entschieden die Vorinstanzen

Anfang 2014 bestellte das AG Hannover 
einen sog. Nachlasspfleger, der den Nach-
lass zugunsten der unbekannten Erben des 
Mannes sichern sollte. 

Arbeitsrecht

Kündigungsschutzklage: Kündigung wegen einer Covid-19-Quarantäne unwirksam
Das Arbeitsgericht (ArbG) Köln hat die 
Kündigung eines Arbeitsverhältnisses für 
unwirksam erklärt, die ein Arbeitgeber 
aufgrund einer behördlich angeordneten 
Quarantäne gegenüber seinem Arbeit
nehmer ausgesprochen hatte. 

Der Arbeitnehmer befand sich auf telefo
nische Anordnung des Gesundheitsamts  
im Oktober 2020 als Kontaktperson des 
positiv auf Covid-19 getesteten Bruders 
seiner Freundin in häuslicher Quarantäne. 
Hierüber informierte der Arbeitnehmer 
seinen Arbeitgeber, einen kleinen Dach
deckerbetrieb. Der Arbeitgeber bezweifelte 
die Quarantäneanordnung und vermutete, 
der Arbeitnehmer wolle sich lediglich vor 

der Arbeitsleistung „drücken“. Er verlangte 
eine schriftliche Bestätigung des Gesund-
heitsamts, die der Arbeitnehmer auch beim 
Gesundheitsamt telefonisch einforderte. 
Als diese schriftliche Bestätigung des 
Gesundheitsamts auch nach mehreren 
Tagen noch nicht vorlag, kündigte der 
Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis.

Das ArbG Köln hat der Kündigungsschutz-
klage stattgegeben. Zwar fand das Kündi-
gungsschutzgesetz keine Anwendung, 
sodass der Arbeitgeber grundsätzlich 
keinen Kündigungsgrund für die Rechts-
wirksamkeit einer fristgerechten Kündi-
gung vor Gericht darlegen musste. Das 
Gericht sah die Kündigung jedoch als 

sittenwidrig und treuwidrig an. Der Arbeit-
nehmer habe sich lediglich an die behörd
liche Quarantäneanordnung gehalten. 

Erschwerend kam nach Auffassung des 
Gerichts hinzu, dass der Arbeitgeber den 
Arbeitnehmer ausdrücklich aufgefordert 
hatte, entgegen der Quarantäneanweisung 
im Betrieb zu erscheinen.

Gegen das Urteil kann Berufung beim 
Landesarbeitsgericht (LAG) Köln eingelegt 
werden.

Quelle: ArbG Köln,  
Urteil vom 15.4.2021, 8 Ca 7334/20,  
PM Nr. 1/2021
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Steuertermine , Beiträge Sozialversicherung, Verbraucherpreisindex im August 2021

Steuertermine 

Fälligkeit:  
USt, LSt = 10.8.2021   
GewSt, GrundSt = 16.8.2021  

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
USt, LSt = 13.8.2021 
GewSt, GrundSt = 19.8.2021

Scheckzahlungen:  
Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt  
spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

Beiträge Sozialversicherung Fälligkeit Beiträge 8/2021 = 27.8.2021

Verbraucherpreisindex (BRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

5/20 10/20 1/21 5/21
+ 0,5 % – 0,5 % + 1,6 % + 2,4 %

Wirtschafts- und Gesellschaftsrecht

Gesetzesvorhaben: Zweites Führungspositionen-Gesetz:  
Mehr Frauen in Vorständen gefordert
Die Bundesregierung möchte mehr Frauen 
in die Vorstände großer Unternehmen 
bringen. Dafür hatte das Kabinett eine 
Reform des Gesetzes für mehr Frauen in 
Führungspositionen auf den Weg gebracht.

Die Regelung betrifft die Vorstände von 
börsennotierten und paritätisch mitbe-
stimmten Unternehmen. 

Der Bundestag hat diesem Gesetzentwurf 
nun zugestimmt.

Unter anderem gibt es neue Berichtspflich-
ten: Sollen einem Vorstand ausschließlich 
Männer angehören, muss das Unternehmen 
dies künftig gesondert begründen.

Ausführliche Informationen zu den Ziel
vorgaben in Bezug auf unterschiedliche 

Unternehmensformen  und -gremien  
sowie behördliche Institutionen finden  
Sie unter www.iww.de/s5067.

Quelle: Bundesregierung,  
Zweites Führungspositionen-Gesetz:  
Mehr Frauen in Vorstände vom 11.6.2021

 
 
Dieser verlangte von der Betreuerin und  
der weiteren Person die Herausgabe der  
von diesen erlangten Vermögenswerte.  
Das Landgericht (LG) gab der Klage durch 
ein erstes Teilurteil im Grundsatz statt und 
wies die Widerklage der Beklagten ab, die 
die Feststellung begehrten, dass sie selbst 
Erben geworden seien.

Das sagt das OLG

Das OLG Celle wies die von den Beklagten 
hiergegen eingelegte Berufung nun zurück 
und stützte diese Entscheidung auf zwei 
Gesichtspunkte:

Erblasser nicht testierfähig

Zum einen war das OLG davon überzeugt, 
dass der Erblasser im Mai 2005 nicht 
testierfähig war. Grundsätzlich kann  
zwar jeder Mensch ab Vollendung des  
16. Lebensjahrs wirksam ein Testament 
errichten. Diese Fähigkeit fehlt aber aus-
nahmsweise, wenn eine Person krank
heitsbedingt nicht in der Lage ist, sich  
ein klares Urteil u.a. darüber zu bilden, 

welche Tragweite und Auswirkungen ihre 
testamentarischen Anordnungen haben, 
oder wenn sie nicht frei von Einflüssen 
Dritter nach diesem Urteil handeln kann. 
Eine solche Ausnahmesituation hat der 
Senat im vorliegenden Fall – ebenso wie  
das LG – nach umfangreicher Auseinander-
setzung mit verschiedenen ärztlichen 
Berichten und Gutachten sowie weiteren 
Beweismitteln angenommen.

Sittenwidrigkeit der Erbeinsetzung

Zum anderen hat das OLG festgestellt,  
dass das Testament sittenwidrig und damit 
nach § 138 BGB nichtig war. Zwar gibt es 
keine ausdrückliche gesetzliche Vorschrift 
(anders als im Heimrecht), die es Betreuern 
untersagt, neben der vereinbarten Vergü-
tung Geschenke entgegenzunehmen, so- 
weit diese über geringwertige Aufmerk
samkeiten hinausgehen. Das OLG folgerte 
die Sittenwidrigkeit der Erbeinsetzung  
aber daraus, dass die Betreuerin die von 
Einsamkeit und Hilflosigkeit geprägte 
Situation des Erblassers zu ihrem eigenen 
Vorteil ausgenutzt habe.

Denn das Testament wurde kurz nach der 
Krankenhausentlassung errichtet. Der 
Erblasser kannte die Betreuerin erst kurze 
Zeit. Im damaligen Zeitraum hatte er noch 
gegenüber der Betreuungsrichterin des AG 
angegeben, nichts von einer Betreuung zu 
wissen. Trotz der erheblichen Erkrankung 
hatte die Betreuerin keinen ärztlichen Rat 
eingeholt, ob er überhaupt testierfähig war. 
Sie selbst hatte die Notarin mit der Aufnah-
me des Testaments beauftragt und war – 
ohne zwingenden Grund – bei der gesamten 
Testamentsaufnahme anwesend. 

Dabei sei ihr bewusst gewesen, dass der 
Erblasser dieses notarielle Testament 
später aufgrund seiner körperlichen Ein-
schränkungen nicht mehr durch ein eigenes 
handschriftliches Testament habe ersetzen 
können. Gegenüber dem AG habe sie u.a. 
die Erbeinsetzung verschwiegen, sodass das 
Gericht mögliche Interessenkonflikte nicht 
prüfen konnte.

Das Urteil ist rechtskräftig.

Quelle: OLG Celle, Urteil vom 7.1.2021,  
6 U 22/20, PM Nr. vom 9.4.2021
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